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. einvernehmliche neue Vereinbarung zwischen Bauträger und Stadt' gefunden wird, bestünde 
die Möglichkeit für die �tadt den Klageweg zu beschreiten. 
Zu beachten ist allerdings, dass es·aufgrund der unzureichenden Mittelausstattung des ·. 
Freistaates Bayern im Bereich des geförderten Wohnungsbaus auch in diesem Projekt zu 
Verwerfungen kommen könnte, die bei Abschluss des Nachtrages in keiner Weise 
vorhersehbar waren. Wie hierauf reagiert WE:[den kann, ist z� gegebener Zeit zu entscheiden. 

Nr. 6 . . , 
Frage: warum wurde der Bezirksausschuss nicht über-die Verlängerung der Frist vom 

• 31.12.2026 auf 31.12.2028 informiE!rt?

Antwort: Gemäß § 15 der Satzung für die B.ezirksausschüsse der Landeshauptstaqt München
(Bezirksausschuss-Satzung) erfolgt.die Aufstellung, Änderung und Aufhebung von
Bauleitplänen im Benehmen mit dem Bezirksausschuss .. Eine Befassung des zuständigen
Bezirksausschusses beim Abschluss bzw. beim Nachtrag v·on städtebaulich�n Verträgen ·ist
hi•erbei nicht vorgesehen, vgl. auch§ 9 Abs. 1 der Bezirksausschuss-Satzl)ng i.V.m„ der Anlage
1 der BA-Satzung, Katalog, Bereich des Referates für Stadtplanung und �aüordnung. Insofern
wurde der Bezirksausschuss auch nicht informiert.

Nr. 7
Frage: Verhandelt die Münchner Wohnen - wie vom Bezirks_ausschuss gefordert - über den
Ankauf des-verbleibenden Bauabschnitts und wie ist hier der Sachstand?

Antwort: Die Münchner ·wohm:n GmbH führt nach wie vor Gespräche zum Erwerb eines
· Bauabschnitts von Baumkirchen MÜte· mit den Investoren. Eine Realisierung dieser
Übernahme wird aktuell jedoch durch die-unzureichende Mittelausstattung des Freistaates
Bayern im Bereich des sozialen Wohnungsbaus beeinträchtigt.

Der BA-Aritrag Nr. 20-26 / B 07705 ist ·damit satzungsgemäß behandelt.
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Mit freundlichen Grüßen
gez. 




